
 

 

 

 

   

     

 

 

   

 

  

 

  

   

 

  

 

 

 

Strafe in E-Ladestationen 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 30. Juni 2022 gemäß § 24 GO-BV 

folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u.a. MA 33, MA 46) im Zusammenwirken mit der Bezirksentwicklungs-

und Mobilitätskommission zu ersuchen, über die rechtlichen Rahmenbedingungen in 

E-Ladestationen zu berichten. 

Begründung 

Laut einem aktuellen Fall in Linz (siehe Kronen Zeitung) wurde ein Bürger beim 

erlaubten Tanken in einer E-Ladestation gestraft. In der Kommission sollen die 

rechtlichen Rahmenbedingungen erörtert werden bzw. ob zusätzliche Hinweise für 

Benützer Abhilfe schaffen können. 

Anhang 

Karl Gödde 


